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I j 
VORBLATT 

P ro blem: 

Das Tierseuchengesetz entspr icht in vielen Punkten nicht ehr den 

neuesten Erken ntnis sen der Veteri närmedizi n. 

Z iel: 

An passung an die seit der letzten Änderung des Tier seuchengesetzes 

ständig fortschreitenden Erkenntn is se der Veterinärmedizin unter 

Berücksichtigung der seither bei der Vollziehung gewonnen n Erfah­

rungen. 

Inhal t: 

- Ver besserte gesetzliche Möglichkeiten zur Verhi nderung er Ei n­

s chleppung von Tierseuchen. 

- Tierärztliche Unter suchung und Zeug nisausstellung für Tiere beim 

Export. 

- Weitere Ein schränkung der Ver fütterung von SpeiseabfälI n. 

- B eseitigung des ��spruchsverlustes auf Ents chädigung bei Ver stoß 

gegen tier seuchen rechtliche Vor schriften. 

- An passung einiger Bestimmungen an die Er fordernis se der Vo ll­

ziehung. 

- Gesetzliche Regelung der Bekämpfung von Bienenkrankheiten. 

A lternat i ven: 

kei ne. 

Kosten : 

Der mögliche Entfall von Grenzkontro llgebühren wird dur ch die vor­

gesehene Erhöhung dieser Gebühren kompensiert. Dur ch den Wegf all 

des Anspruchsverlustes bei Verstößen ist keine Er hö hung der Aufwen­

dungen für Entsch ädigungen zu er warten, da diese Bestimmung seit 

Jahre n nicht mehr zum Tragen gekommen ist. 
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BUNDESKANZLERAMT 

Zl. 70.970/18-VII/ 10/87 ENTWURF 

B u n d  e s g e s e t  z 

vom . . . . • . • • • . . . • •  , mit dem das Gesetz betreffend die Abw hr und 

Tilgung von Tierseuchen geändert und das Bundesgesetz betreffend 

Maßnahmen zur Abwehr und Tilgung der bei Haus- und Wildka inchen so­

wie bei Hasen auftretenden Myxomato se aufgeho ben wird (Tierseuchen­

gesetznovelle 1987) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

A r t  i k e 1 I 

Das Gesetz betreffend die Abwehr und Tilgung von Tierseuchen, 

RBG1.Nr. 177/ 1909, in der Fassung der Bundesgesetze BGB1. II 

Nr. 348/ 1934, BGB1.Nr. 441/ 1935, BGB1.Nr. 197/ 1945, BGB1. 

Nr. 122/ 1949, BGB1. Nr. 128/ 1954, BGB1. Nr. 33 1/ 197 1, BGB1. 

Nr. 25/ 1972, BGB1.Nr. 141/ 1974, BGB1.Nr. 42 2/ 1974, BGB1. 

Nr. 2 20/ 1978, BGB1.Nr. 563/ 198 1 und BGB1. Nr. 522/ 198 2, wi d 

wie folgt geändert: 

1. Im Titel wird die Kurzbezeichnung " (Tierseuchengesetz 

eingefügt. 

2. § 4a Abs. 1 und 2 lauten: 

TSG)" 

,,§ 4a. ( 1 )  Sendungen, die ein- oder durchgefÜhrt werde sollen, 
sind an der Eintrittstelle nach Maßgabe einer gemäß Ab • 2 er­
lassenen Verordnung durch vom Bundeskanzler bestellte ierärzte 
als Organe des Bundeskanzleramtes (Grenztierärzte) ein r Kon­
trolle zu unterziehen (Veterinärbehördliche Grenzkontr lle). 

( 2) Der Bundeskanzler hat durch Verordnung im Einverne men mit 
den Bundesministern für wirtschaftliche Angelegenheite , für 
Finanzen, für Land- und Forstwirtschaft und für öffent iche Wirt­
schaft und Verkehr soweit dies zur Verhinderung der Ei sChleppung 

von Tierseuchen in das Bundesgebiet erforderlich ist, zu bestim-

men: 

59/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 3 von 29

www.parlament.gv.at



- 2 -

1. Welche Sendungen, die ein- oder durchgeführt werden sollen, 

an der Eintrittstelle der veterinärbehördlichen Grenzkon­

trolle zu unterziehen sind; 

2. daß die Einfuhr und Durchfuhr bestimmter Sendungen verbo ten 

ist; 

3. daß die Zulässigkeit der Einfuhr und Durchfuhr an eine Be­

willigung des Bundeskanzlers oder an die Beibringung von 

veterinärbehördlichen Zeugnissen oder an die Beobachtung 

veterinärpolizeilicher Anordnungen gebunden ist; 

4. auf welche Eintrittstellen die Einfuhr und Dur chfuhr kon­

trollpflichtiger Sendungen beschränkt ist." 

3. Im § 4b Abs. 1 wird der Betrag von 200 S durch den Betrag von 

400 S und der Betrag von 100 S dur�h den Betrag von 200 S er­

setzt. 

4. § 5 Abs. 1 lautet: 

"§ 5. ( 1) Ist im Ausland ei ne Tier seuche ausgebrochen, so kann der 

Bundeskanzler, soweit dies zur Verhinderung der Einschleppung in 

das Bundesgebiet erforderlich ist, die Einfuhr und Durchfuhr von 

Tieren, tierischen Pr odukten und anderen Gegenst��den, die Träger 

des Anst eckungsstoffes sein können, verbieten oder beschränken." 

5. Nach dem § 10 wird nachstehender § 10a eingefügt: 

"§ 10a. ( 1 )  Rinder, die in Verkehr gebracht werden, sind vom Be­

sitzer durch Ohrmarken zu kennzeichnen. 

(2) Die Kennzeichnung nach Abs. 1 entfällt, wenn die Tiere eine 

amtliche oder von einer anerkannten Leis tungskontrollorganisation 

eingezogene Lebensnummernmarke aufweisen. 

(3) Die vom Bundeskanzleramt aufgelegten Ohrmarken sind durch die 

Bezirksverwaltungsbehörde gegen Ersatz der Ko sten an die Tierbe­

si tzer abzugeben." 

6. Nach dem § 1 1  wird nachstehender § 1 1a eingefügt: 

"§ 1 1a. ( 1) Wiederkäuer, Einhufer und Schweine sind vor der Aus-
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fuhr in das Ausland durch vom Bundeskanzler hiefür ermächtigte 

Tierärzte zu untersuchen. Über das Ergebnis der Un ters chung hat 

der Tierarzt ein Zeugnis auszustellen. 

(2) Für die Untersuchung der Tiere und das Ausstellen es Zeug­

nisses hat der Versender die entstandenen Kosten zu en richten. 

§ 4b Abs. 4 und 5 sind anzuwenden. 

(3) Der Bundeskanzler kann über die vorzunehmenden Unt rsuchungen 

und den Inhalt der Zeugnisse gemäß Abs. 1 Verwaltungsü ereinkom­

men mit der obersten Veterinärverwaltung des Bestimmun slandes 

oder mit den zuständigen Organen internat ionaler Organisationen 

abschli eßen. n 

7. § 12 laut et : 

n§ 12. ( 1 ) Tierimpfungen dürfen nur mit zugelassenen Impfstoffen 

und nur durch Tierärzte vorgen ommen werden. Der Bundes anzler 

kann im Falle des § 12 Z 1 und 2 des Arzneimittelgesetzes, BGBl. 

Nr. 185/ 1983, die Anwendung eines nichtzugelassenen Ti rimpf­

stoffes bewilligen. 

(2) Die beabsichtigte vorbeugende Impfung gegen Tierse chen land­

wirtschaf tlicher Nutztiere und Sportpferde ist der Bez'rksverwal­

tungsbehörde anzuzeigen. Diese hat die Impfung zu unte 

wenn dagegen seuchenhygienische Bedenken bestehen. 

(3) Ober die in einem Kalenderjahr durchgeführten Schu zimpfungen 

von Tieren jeder Art haben die Tierärzte bis 30. Juni 

folgenden Jahres die Zahl der geimpften Tiere nach Tie 

die Art des verwendeten Impfstoffes der Bezirksverwal t gsbehörde 

zu melden. 

(4) Die Einfuhr von Tierimpfstoffen, Erregern von Tier rankheiten 
oder Teilen solcher Erreger und die Einfuhr von Arznei itteln, 

die für veterinärmedizinische Zwecke verwendet werden ollen, be­

darf nach Maßgabe der Abs. 5, 6 und 7 der Bewilligung es Bundes­

kanzlers. 
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(5) Die Bewilligung ist zu erteilen 

1. chargenweise für Tierimpfstoffe, wenn ein Gutachten der 

Bundesanstalt für Tierseuchenbekämpfung ergibt, daß sie wirk­

sam und schädliche Wirkungen mit ihrer Anwendung nicht verbun­

den sind und sie entweder nach dem Arzneimittelgesetz zugelas­

sen sind bzw. als zugelassen gelten oder gemäß Abs. 1 bewil­

ligt worden sind; 

2. für Erreger von Tierkrankheiten oder Teilen solcher Er­

reger, wenn eine Gefährdung des inländischen Tierbestandes 

damit nicht verbunden ist; 

3. für Arzneimittel, die für veterinärmedizinische Zwecke 

verwendet werden sollen, wenn diese Waren dem Arzneimit­

telgesetz oder dem Arzneibuch entsprechen. 

(6) Die Bewilligung ist nicht erforderlich für veterinärmedizi­

nische Arzneispezialitäten, die gem'äß dem Arzneimittelgesetz zu ­

gelassen sind, wenn bei der Einfuhr die Zulassung durch Vorlage 

des Zulassungsbescheides nachgewiesen wird. 

(7 ) Abs. 6 gilt nicht für zugelassene biogene Veterinärarznei­

spezialitäten. 

8. § 1 5a lautet: 

"§ 15a. ( 1 )  Speisereste aus Flugzeugen, Speisewagen und Sch iffs­

küchen dürfen nicht verfüttert werden. Sie sind und Aufsicht der 

Bezirksverwaltungsbehörde schadlos zu beseitigen. 

(2) Zur Verhinderung von Tierseuchen kann der Bundeskanzler durch 

Verordnung Vorschriften über die Beschränkung der Verfütterung 

von Schlacht abfällen und Speiseresten erlassen. In dieser Ver ord­

nung kann auch für das Verfüttern von Schlachtabfällen und Spei­

seresten an Klauentiere eine Bewilligung des Landeshauptmannes 

vorgesehen werden." 

9. § 1 6  Z 10 lautet: 

" 10. ansteckende Schweinelähmung; 
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10. § 17 Abs. 3 entfällt. 

11. § 44 entfällt. 

12. Die §§ 53, 54 und 55 entfallen. 

13. Im § 57 entfällt der Ausdruck "nac h § 55 ". 

1 4. § 60 Abs. 3 entfällt. 

1 5. Im § 61  Abs. 1 ist der lit. e der Ausdruck "gemäß § 7 bs. 2" 

anzufügen. 

1 6. Im § 63 tri t t 

a) im Abs. 1 anstelle des Betrages von 30 000 S der Be rag von 

60 000 S und 

b) im Abs. 2 anstelle des Betrages von 10 000 S der Be rag von 

20 000 S. 

17. Im § 6 4  tritt anst elle des Betrages von 30 000 S der B trag von 

60 000 S.  

18. § 65 entfällt. 

A r t  i k e 1 11 

Die Verordnung betreffend die Abwehr und Tilgung der ansteckenden 

Krankheiten der Bienen, BGB1.Nr. 219/1937, gilt mit folge den Ände­

rungen als Bundesgesetz : 

1. § 1 Abs. 1 Z 3 lautet : 

"3. Die durch Acarapies Woodi und die durch Varroa Jac bsoni her­

vorgerufenen Milbenseuchen der Bienen ( Milbenseuche ) ." 

2. § 1 Abs. 3 entfällt. 
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§ 6 lautet :  

"§6. Die Rei nigung und Desinfektion ist nach dem behördlich ange-

ordneten Verfahren vom Besitzer der befallenen Bienenvölker vorzu-

nehmen. " 

Dem § 10 Abs. 1 wird folgend er Sat z angefügt: 

"Das Verbringen von Bienen aus einem wegen des Befalles mit Varroa 

Jacobsonigesperrten Bestand is t v on der Bezirksverwaltungsbehörde 

zu gestatten, wenn dagegen keine seuchenhygienischen B edenken be­

stehen. " 

5. Die Beilage "Belehrung über die Erscheinungen und das Wesen der 

anzeigepflichtigen ansteckenden Krankheiten der Bienen sowie über 

die zur Tilgung und Verhinderung der Weiterverbreitung dieser 

Krankheiten in Betracht kommenden Maßnahmen" entfällt. 

A r t  i k e 1 111 

Das Bundesgesetz vom 23. Juni 195 4, betreffend Maßnahmen zur Abwehr 

und Tilgung der bei Haus- und Wildkaninchen sowie bei Hasen auftre­

tenden Myxomatose, BGBl.Nr. 129, ist aufgehoben. 

A r t i k e 1 IV 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundeskanzler, 

hinsichtlich des Art. I Z 2 im Einvernehmen mit den Bundesministern 

für wirtschaftliche Angelegenheiten, für Finanzen, für Land- und 

Forstwirtschaft und für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, hinsicht­

lich des Art. I Z 3 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan­

zen bet raut. 

• 
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BUNDESKANZLERAMT 

Zl. 70.970/18 -Vll/10/87 

Bundesgesetz, mit dem das 
Tierseuchengesetz geändert 
wird 

ERLÄUTERUNGEN 

I. ALLGEMEINES 

Das Gesetz betreffend die Abwehr und Tilgung von Tierseuc 

aus dem Jahre 1909. Die s tändig fortschreitenden 

sehen Erkenntnisse und notwendige Verbesserungen in der H 

des Gesetzes haben eine mehrfache Novellierung erforderli 

macht. Die Zielsetzung des Gesetzes, die Bekämpfung von T 

edizi ni-

ehen, konnte demnach jedesmal nur durch die Schaffung neu r Bestim-

mungen beim Auftreten neu hinzugekommener Probleme erreic werden. 

Die vorliegende Novelle soll die in den letzten Jahren se der 

Tierseuchengesetznovelle 1978 erzielten Fortschritte in d r Veteri­

närmedizin berücksichtigen, zugleich aber einige Bestimm 

sich als ergänzungs- oder verbesserungswürdig erwiesen ha 

gestalten. 

Anl°äßlich dieser Novelle soll aber nicht übersehen werden daß die 

Rechtslage im Bereich des Veterinärwesens infolge der bes ehenden 

Vielzahl von Gesetzen, Verordnungen und Staatsverträgen s it langem 

schwer zu überblicken ist, wodurch es zu Schwierigkeiten 

Rechtsanwendung kommt. ES soll daher das Ziel, eine Gesam 

des Tierseuchenrechtes in Angriff zu nehmen, um die Besti 

des Tierseuchengesetzes und der einschlägigen Nebengesetz in einer 

Kodifikation zusammenzufassen, die den Erfordernissen an in moder­

nes Gesetzeswerk Rechnung trägt, nicht aus den Augen verl 

den. Allerdings bedarf es infolge der rasanten Entwicklu der 

Veterinärmedizin immer wieder einer ständigen Anpassung d r betref-
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fenden Rechtsvorschriften, wodurch die bisherigen Arbeiten an der 

Gesamtreform des Tierseuchenrechtes sich oft als überholt 

darst ellen. 

Die inhaltlichen Schwerpunkte des vorliegenden Entwurfes s in d: 

- Verbe sserte gesetzliche Möglichkeiten zur Verhinderung der Ein­

schleppung von Tierseuchen. 

Tierärztliche Untersu chung und Zeugnisau ss tellung für Tiere beim 

Export. 

- Einschränkung der Verfü tterung von Speiseabfällen. 

- Beseitigung des Anspruchsverlustes auf Entschädigung bei Verstoß 

gegen tierseuchenrechtliche Vorschriften. 

- Anpassung einiger Bestimmungen an die Erfordernisse der Vollzie­

hung. 

- Gesetzliche Regelung der Bekämpfung von Bienenkrankheiten. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung und Vollziehung der vor­

li egenden Novelle ergibt s ich aus Art. 10 Abs. 1 Z 12 B -VG ( "Vet e­

ri närwesen") sowi e aus Art. 10 Abs. 1 Z 2 B -VG ( "Ware n- und Vi eh­

verkehr mit dem Ausland"). 

Die finanziellen Auswirkungen der Novelle werden keinen zusätzli­

chen Personal- und Sachaufwand verursachen. Der zu erwartende Aus­

fall an Grenzkontrollgebühren wird durch die vorgesehene Erhöhung 

der erwähnten Gebühren kompensiert werden. Dur ch den Wegfall des 

Anspruchsverlustes auf Entschädigung für über behördliche Anordnung 

getötete Tiere bei bestimmten Ubertretungen des Tierseuchengesetzes 

ist keine Erhöhung des Aufwandes des Bundes für derartige Entschä­

digungen zu erwarten, zumal die in Rede stehenden Bestimmungen seit 

vielen Jahren überhaupt nicht zum Tragen gekommen sind. 
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11. ZU DEN EINZELNEN BESTIMMUNGEN 

Zu Art. I 

Zu Z 1 (Kurztitel) : 

Die allgemein gebrauchte Bezeichnung "Tierseuchengesetz" nd die 

ebenso verwendete Abkürzung "TSG " soll nunmehr gesetzlich festge­

legt werden. 

Zu Z 2 (§4a A bs. 1 und 2): 

Der geltende § 4 a Abs. 1 legt eine generelle Untersuchun 

für Sendungen von Tieren, tierischen Rohstoffen und Produ en sowie 

Gegenständen, die Tr"äger des Ansteckungsstoffes einer Tie 

sein können, zwingend fest. Durch die vorgesehene Neufass 

bei solchen Sendungen durch Verordnung von der veterinärb 

lichen Grenzkontrolle abgesehen werden können, wenn die E 

pung von Tierseuchen trotz Unterbleiben der Kontrolle nic 

fürchten ist. Der nähere Inhalt einer derartigen Verordnu 

neugefaßten Abs. 2 umschrieben. Bei der Erlassung dieser 

zu be-

wi rd im 

wird jedenfalls auf die Seuchenlage und den jeweiligen St 

veterinärmedizinischen Wissenschaft Bedacht zu nehmen sei . Davon 

h ängt ab, ob und welche Maßnahmen zur Verhinderung der Ei 

pung von Tierseuchen zu treffen sind oder in welchen Fäll 

veterinärpo lizeiliche Grenzkontrolle verzichtet werden ka 

Zu Z 3 (§ 4b  A bs. 1) : 

die 

Die bestehenden Obergrenzen für die veterinarbehördlichen Grenzkon­

trollgebühren sind nicht mehr zeitgemäß. Diese sollen dah r unter 

Berücksichtigung der Geldwertänderung durch Verordnung sc rittweise 

so angehoben werden, daß sie die Obergrenze erreichen. 

Zu Z 4 (§ 5 A bs. 1): 

Auf der gesamten Erde herrschen ständig Tierseuchen. Durch den 

modernen Reiseverkehr über K ontinente werden mit ungekoch em 

Fleisch häufig diese Tierseuchen verschleppt. Die einzig Möglich­

keit, diese ständig drohende Gefahr für den heimischen Tierbestand 

zu bannen, besteh t darin, im Reiseverkehr das Mitnehmen 

Fleisches generell zu verbieten. Die geltende Fassung de § 5 

Abs. 1 erlaubt ein solches Verbot nur gegenüber dem Land, in dem 
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eine Tier seuche ausgebrochen ist. Da die Herkunft solchen Fleis ches 

bei Reisenden ni e s icher festst ellbar ist, muß s ich dieses Verbot 

auf alle Staaten der Welt beziehen. 

Zu Z 5 (§ 10a):  

Die Kennzeichnung der Rinder, die in Verkehr gebracht werden, ist 

neben dem Tierpaß für eine wirksame Tierseuchenbekämpfung von 

größter Bedeutung, da nur durch exakte Kennzeichnung es ermöglicht 

wird, die Herkunft eines seuchenkranken Tieres zurückzuverfolgen, 

um auf diese Weise den 'potentiellen Ur sprungsherd der Tierseuche zu 

entdecken. 

Der Abstand zwischen zwei periodischen Untersuchungen auf Rinder­

tuberkulo se, Abortu s Bang und Rinderleuko se beträgt in einigen Bun­

desländern, wo die Untersuchungen nicht alternierend jedes Jahr 

durchgefÜhrt werden, zwei Jahre. Bei diesen Untersuchungen werden 

die Rinder mit einer Ohrmarke amtlich gekennzeichnet. Es kann daher 

vorkommen, daß Rinder bis zu einem Alter von vier Jahren no�h nicht 

gekennzeichnet sind. 

Von der Kommiss ion der Europäischen Gemein schaft wird im Rahmen 

einer Entscheidung des Rates über die Bedingungen für die Tierge­

sundheit und die Veterinärzeugnisse für den Export von Rindern von 

Österreich in die Europäische Gemeinschaft gefordert, daß die Rin­

der, wenn sie in Verkehr gebracht werden, gekennzeichnet werden. 

Die Kennzeichnung ist daher auch für den Export von Rindern erfor­

derlich. 

Da die amtlichen Ohrmarken für die periodischen Untersuchungen auf 

Tuberkulo se, Bang und Leuko se von der Bezirksverwaltungsbehörde 

au sgegeben werden, ist ein so lches Vorgehen auch für die gemäß 

Abs. 1 auzugebenden Ohrmarken sinnvoll. 
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ZuZ 6 (§ 1 1a): 

Ausländische Bestimmungsländer verlangen beim I mport von ieder­

käuern, Einhufern und Schweinen aus ÖSterreich von den ös erreichi­

schen Veterinärbehörden, daß bestimmte Bescheinigungen üb r den Ge­

sundheitszustand der Tiere insbesondere der Seuchenunbede klichkeit 

aber auch über ihre Herkunft ausgestellt werden. Derzeit ibt es 

für die äeterreichischen Veterinärbehörden keinen gesetzl ehen Auf­

trag für die Untersuchung dieser Exporttiere und für das 

von Exportzeugnissen. Als exportorientiertes Land ist dah r für 

Österreich eine gesetzliche Verankerung dieser Aufgaben d r Veteri­

närbehörden unerlässlich. 

Einige Bestimmungsländer fordern ein formelles Verwaltung überein­

kommen zwischen ihrer obersten Veterinärbehörde und der ö terrei­

chisehen Zentralveterinärbehörde, wenn Tiere aus ÖSterrei h impor­

tiert werden so llen. Inhalt dieser Ubereinko mmen ist die rt der in 

ÖSterreich vorzunehmenden Untersuchungen, auch wird darin festge­

legt, welche gesundheitlichen Bedingungen in den Veterinä zeugnis­

sen durch die Behörde zu bestätigen sind. 

Da in der Euro päischen Wirtschaftsgemeinschaft nicht die inzelnen 

Mitgliedstaaten, sondern die obersten Organe der Ko mmissi n die ge­

sundheitlichen Bedingungen und den Inhalt der veterinärbe ördlichen 

Zeugnisse , die von den österreichischen Veterinärbehörden ausge­

stellt werden müssen, festlegen, ist die gesetzliche Ermo• htigung, 

auch mit den zuständigen Organen internationaler Organisa ionen 

Verwaltungsübereinkommen zu schließen, notwendig. 

Zu Z 7 (§ 12): 

Eine der wesentlichsten Bestimmungen des geltenden § 12 i t die Be­

willigungspflicht für die Einfuhr von Tierimpfstoffen, Erregern von 

Tierkrankheiten, Arzneimitteln und Desinfektionsmitteln, die für 

veterinärmedizinisChe Zwecke bestimmt sind. Diese Bewilligungs­

pflicht hat sich in der Praxis als sehr wichtig und notwendig er­

wiesen, um einem massiven Mißbrauch von Arzneimitteln vorzubeugen. 

Dur ch das Arzneiwareneinfuhrgesetz, BGB1.Nr . 179/1970, sind nur 
Waren der (derzeitigen) Zolltarifnummern 30. 03 und 30.05 erfaßt, 
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nicht allerdings Tierimpfstoffe, Erreger von Tierkrankheiten und 

ihrer Bestandteile sowie Arzneisubstanzen und zugelassene Arznei 

spezialitäten. Dies kann aus Gründen der Tiergesundheit, ausgenom­

men bei zugelassenen Arzneispezialitäten, keinesfalls als vertret­

bar angesehen werden. Auf die Bewilligungspflicht für zugelassene 

Arzneispezialitäten kann ohne weiteres verzichtet werden, aller­

dings mit der Einschränkung, daß "biogene Arzneispezialitäten" , 

d.s. die Tierimpfstoffe, keinesfalls von der Bewilligungsfreiheit 

ausgenommen werden können. Es erscheint daher geboten, die vorge­

sehene Bewilligung auß er für Desinfektionsmittel beizubehalten und 

nur zugelassene Veterinärarzneispezialitäten mit Ausnahme der 

biogenen Arzneimittel von einer Einfuhrbewilligung zu befreien. 

Die Bewilligungsfreiheit für zugelassene ArzneispeZialitäten ent­

spricht den Bedingungen bei der Einfuhr aufgrund des Arzneiwaren­

einfuhrgesetzes. Da bei zugelassenen Arzneispezialitäten alle Kri­

terien, die das Präparat zu erfüllen hat, im Zulassungsbescheid 

enthalten sind und dieser Bescheid an Stelle einer Einfuhrbewilli­

gung vorzulegen ist, erübrigt s ich die bisher auch für diese Arz­

neiwaren erforderliche veterinärbehördliche Bewilligungspflicht. 

Dies scheint auch im Sinne einer Verwaltungsvereinfachung geboten. 

Aus Gründen einer wirksamen Seuchenbekämpfung muß die Veterinärbe­

hörde über den Immunstatus der jeweiligen Tierpopulation informiert 

sein. Daher i�t eine Meldung vorgesehener Impfungen bei landwirt­

schaftlichen Nutztieren unbedingt erforderlich. Gegebenenfalls muß 

eine Impfung verboten werden, wenn die Seuchendiagnose dadurch in 

Frage gestellt wird. 

Zu Z 8 (§ 1 5 a) : 
Die Verfütterung von virushältigen Küchenabfällen und Speiseresten 

an Schweine war in den letzten Jahren die häufigste Ursache beim 

Ausbruch von Maul- und Klauenseuche, klassischer S�hweinepest und 

Afrikanischer Schweinepest in den europäischen Staaten. Bei der 

Verschleppung so lcher Seuchen innerhalb eines Staates spielt die 

Verfütterung von Speiseresten eine große Ro lle. 
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In ÖSterreich mußten vom Bund im Jahre 1986 mehr als 11 M 11. 

Schilling als Entschädigung nach dem Tierseuchengesetz au gebracht 

werden. Schon im Hinblick auf die daraus entstehenden Kos en ist 

daher eine Verschärfung der Maßnahmen geboten. Die aufgru d der 

Tierseuchengesetznovelle 1974 erlassene Verordnung BGB1.N • 

158/1974 hat sich als insuffizient erwiesen. Die Neufassu g der Be-

stimmung soll eine bessere Kontrolle der Einhaltung der 

kungen bei der Verfütterung von Speiseresten und Schlacht 

ermöglichen. 

schrän-

Die größte Gefahr besteht einwandfrei in der unkontrollie ten Ver­

wendung von Speiseresten und Küchenabfällen, die durch de inter­

nationalen Flug-, Bahn- und Schiffsverkehr in ÖSterreich nfallen. 

Die 'schadlose Vernichtung so lcher Speisereste und Abfälle ist daher 

unbedingt erforderlich. 

Zu Z 9 (§ 1 6 Z 10) : 

Der Rotlauf der Schweine bildet durch die modernen Behand ungs­

methoden keine Gefahr mehr für den Ausbruch einer Tierseu he. Es 

besteht daher keine Notwendigkeit, diese Tierkrankheit 

als anzeigepflichtige Tierseuche im Gesetz anzuführen. 

Dur ch ein Redaktionsversehen ist bei der Novellierung des § 16 Z 9 

durch das Bundesgesetz BGB1.Nr. 220/1978 die Anführung de an­

steckenden Schweinelähmung unterblieben, obwohl Bekämpfun smaß­

nahmen gegen diese im § 43a enth alten sind. Diese Krankheit wird 

daher nunmehr unter der durch den Wegfall des Rotlaufes der 

Schweine freiwerdenden Z 10 angeführt. 

Zu Z 10 (§ 17 A bs. 3) : 

Die geltende Bestimmung sieht vor, daß durch Verordnung die jewei­

ligen Anzeichen festzustellen sind, die den Verdacht auf eine an­

zeigepflichtige Tierseuche erkennbar machen. Dazu 1st zu emerken, 

daß die U mschreibung der Zeichen, die den Verdacht auf eine anzei­

gepflichtige Tierseuche erkennbar machen, eine Darlegung wissen­

schaf tlich erhärteter Erkenntnisse ist. Ihnen fehlt jeder normative 

Charakter. Die Form einer Verordnung ist daher nicht ang essen, 
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weil der Verfassungsgerichtshof in s tändiger Rechtsprechung einen 

normativen Inhalt �ur die Verordnungen als wesensnotwendig er­

achtet. Es ist im übrigen ungewöhnlich, daß Krankheitssymptome in 

einer Verordnung festgelegt werden. 

Dazu kommen praktische Erwägungen. Infolge der Vielzahl der mög­

lichen Symptome bei den anzeigepflichtigen Tierseuchen sind sogar 

Tierärzte oft nur nach einer Laboratoriumsuntersuchung in der Lage, 

den Verdacht auf eine Tierseuche auszusprechen. Es ist heutzutage 

Tierhaltern nicht zumutbar, anhand der in der derzeitigen Durchfüh­

rungsverordnung zum Tierseuchengesetz angeführten "Belehrungen" den 

Verdacht einer Tierseuche zu schöpfen. 

Aus diesen Gründen soll § 17 Abs. 3 ersatzlos aufgehoben werden. 

Zu Z 11 (§ 44): 

Infolge der vorgeschlagenen Eliminierung des Ro tlaufes der Schweine 

aus dem Gesetz erübrigt sich die Aufnahme von Bestimmungen über die 

Bekämpfung dieser Krankheit. 

Zu Z 12, 13 und 14 (§§ 53, 54, 55, 57 und 60 A bs. 3): 

Die §§ 53 und 54 sehen den Entfall einer Entschädigung für über be­

hördliche An ordnung getötete Tiere vor, wenn gegen bestimmte tier­

seuchenre chtliche und veterinärpolizeiliche Vorschriften verstoßen 

worden ist. Dieser Anspruchsverlust stellt nichts anderes als eine 

zusätzliche Strafe für eine Ubertretung des Tierseuchengesetzes 

dar. Eine so lche Strafe ist allerdings keineswegs schuldangemessen. \ 

Es kann daher der Fall eintret en, daß wegen einer an sich gering­

fügigen Ubertretung bei der Keulung eines größeren Tierbestandes 

eine EntSChädigungssumme in beträchtlicher H öhe verwirkt wird, w·eh­

rend bei einer schwerwiegenden tlbertretung wegen der Tötung nur 

weniger Tiere der Täter nur um eine geringfügige Entschädigung 

kommt. Es wird daher vorgeschlagen, diesen Anspruchsverlust zu be­

seitigen. Dafür so llen die angedrohten Geldstrafen
'

für Ubertretun­

gen verdoppelt werden (siehe Z 16 und 17). Im übrigen gibt § 75 

A bs. 3 schon jetzt die Möglichkeit, dem schuldtragenden Tierbe­

s itzer die Kosten der Seuchentilgung aufzuerlegen. 
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Die bisher im § 5 5  vorgesehene Überlassung der getöteten iere an 

den Besitzer anstelle der Entschädigung wird seit langem icht mehr 

praktiziert, sondern im Interesse einer schadlosen Beseit'gung der 

Tiere und des Vermeidens einer jeden Ansteckungsmöglichke t werden 

diese Tiere an die Tierkörperverwertungsanstalten abgefüh t. 
, 

Zu Z 15 (§ 61 A bs. 1 lit.e): 

Die Kennzeichnung von Tieren, die im Grenzgebiet vorhande und die 

für eine im benachbarten Ausland ausgebrochene Tierseuche empfäng­

lich sind, kann gemäß § 7 Abs. 2 behördlich angeordnet ve den. 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung soll klargestellt werd n, daß 

der Bund die Kosten nur für eine derartige behördlich 

Kennzeichnung der Tiere im Grenzgebiet trägt. 

Zu Z 16 und 17 (§ 63 und 64): 

ordnete 

Die für Übertretungen des Tierseuchengesetzes und auf sei er Grund­

lage ergangener An ordnungen angedrohten Geldstrafen wurdn in der 

derzeitigen H öhe durch die Tierseuchengesetzn ovelle 1974 estge­

legt. Sie sollen der inzwischen eingetretenen Geldwertänd rung an­

gepaßt werden. 

Zu Z 18 (§ 65): 

Der Tatbestand der Zuwiderhandlung gegen gemäß § 5 erlass ne An ord­

nungen über Ein- und Durchfuhrverbote oder Beschränkungen ist, wenn 

die Handlung geeignet ist, die Gefahr einer Tierseuche he beizufüh­

ren, vom Straf tatbestand der §§ 182 und 183 StGB erfaßt. nsonsten 

unterliegt eine so lche Handlung der Strafdrohung des § 6 4. Es er­

übrigt sich daher, diese gerichtliche Strafdrohung weiter in auf­

recht zu erh alten. 

Zu Art. 11 

Die Varroatose, eine durch die Milbe Varroa Jacobsoni orgerufe-

ne Erkrankung der Bienen, tritt in den letzten Jahren ver tärkt 

unter den heimischen Bienenvölkern auf. Sie führt zur ichtung 

von Bienenvölkern, wodurch vor allem die Befruchtung der bstbäume 
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und anderer Nutzpflanzen nicht mehr gewährleistet ist. Darüber hin­

aus erleiden die Imker dur ch den Ausfall der Honigproduktion nicht 

unbeträchtliche Verluste. Es ist daher geboten, gegen diese Bienen­

krankheit ebenso wie bei anderen Tierseuchen mit behördlich anzu­

ordnenden Bekämpfungsmaßnahmen vorz ugehen. 

Mit der Verordnung BGB1.Nr. 219/1937 wurde eine derartige Regelung 

für die ansteckenden Brutkrankheiten, der Nosemakrankheit und die 

durch Acarapies Woodi hervorgerufene Milbenseuche der Bienen ge­

troffen. Da sich diese Rechtsvorschrift in ihrer praktischen Anwen­

dung bew·ährt hat, erscheint es zweckmäßig, sie auch auf die Bekäm­

pfung der Varroato se anzuwenden. Da allerdings diese Verordnung 

zahlreiche vom Tierseuchengesetz abweichende Vorschriften enthält, 

dürfte eine Anpassung der Verordnung auf die Varroatose keine ge­

setzliche Deckung im Gesetz finden. Im Interesse der Schaffung 

einer einwandfreien Rechtsgrundlage für die Bek·ämpfung der Bienen­

krankheiten wird daher vorgeschlagen, besagte Verordnung in den 

Rang eines Bundesgesetzes zu erheben und gleichzeitig die für die 

Anwendung auf die Varroatose notwendigen Anpassungen vorzunehmen. 

Z u  Z 1 (§ 1 A bs. 1 Z 3): 

Durch diese Ergänzung der Z 3 wird die Varroatose zur anzeige­

pflichtigen Tierseuche erklärt. Die Vorschriften zur Bekämpfung der 

Milbenseuche der Bienen gelten damit auch für die Bekämpfung der 

Varroatose. 

Zu Z 2 (§ 1 A bs. 3): 
Hinsichtlich der " Belehrung über die Erscheinungen und das Wesen 

der anzeigepflichtigen ansteckenden Krankheiten der Bienen" wird 

auf die AUSfÜhrungen zu Art. I Z 9 hingewiesen. Was die im Anhang 

enth altenen " z ur Tilgung und Verhinderung der Weiterverbreitung 

dieser Krankheiten in Betracht kommenden Maßnahmen" anlangt, so 

sind diese Maßnahmen größtenteils durch den seitherigen Fortschritt 

in der Veterinärmedizin überholt, im Falle der Varroatose, bei der 

die Bekämpfungsmethode noch im Fluß ist, sogar hinderlich. Diese 

Bestimmung soll daher entfallen. 

• 
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Es ist Aufgabe der Bezirksverwaltungsbehörde, in Zusammen rbeit mit 

den Sachverständigen in der Bienenzucht jeweils einen gee gneten 

Bekämpfungsplan auszuarbeiten. 

Zu Z . 3 (§ 6) : 

Die Reinigung und Desinfektion der befallenen Bienenvölke durch 

deren Besitzer ist eine der wesentlichsten Maß nahmen zur ek-ämpfung 

der Bienenseuchen. ES soll von der Behörde hiefür die nac dem je­

weiligen Stand der veterinärmedizinischen Wissenschaft wi 

Maßnahme angeordnet werden. 

Zu Z 4 (§ 10 A bs. 1): 

Da eine längerdauernde Gebietssperre beim Auftreten von V rroatose 

nicht zielf Ührend ist, soll der Bezirksverwaltungsbehörde die Mög­

lichkeit gegeben werden, diese Sperrmaß nahmen bald wieder aufzu­

heben. 

Zu Z 5 (Beilage): 

Au s den in den Erläuterungen zu Z 2 angeführten Gründen s 11 die 

Beilage künftig entfallen. 

Zu Art. 111 

, 

Durch das Bundesgesetz vom 23. Juni 1954, BGB1 .Nr. 129, rden Maß-

nahmen zur Abwehr und Tilgung der Myxomatose getroffen. 

Haus- und Wildkaninchen sowie Hasen übertragbare Seuche ist aber in 

ÖSterreich kaum aufgetreten und spielt heute überhaupt ke"ne Rolle 

mehr. Vom seuchenhygienischen Standpunkt ist die Aufrechterhaltung 

dieses Gesetzes mit den die Wirtschaft belastenden Vorsc iften 

nicht mehr erforderlich. Es wird daher vorgeschlagen, das Myxomato­

segesetz ersatzlos aufzuheben. 
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T e x  t g e g e n  Ü 

geltender Text 

nen. _ 

Vftcrinärbehördlichc Gretl1kontrollc. 

§ 4a. (I) Sendungen. die ein- oder durchgerllhrt 

werden sollen. sind an der Eintrittstelle durch 

Organe des Bundesministeriums für Gesundheit 

und Umweltschutz (Grmztierärzte) eioer Kon­

trolle zu unterziehen (veterinärbehördliche 

Grenzkontrolle). 
(2) Hinsichtlich der Einfuhr und Durchfuhr der 

Sendungen kann der Bundesminister für Ge­

sundheit und Umwelt.schutz: im Einvernehmen 

mit den Bundesministern fnr Handel, Gewerbe 

und Industrie,- rur Finanun, rur Land- und 

Forstwirtschaft und fUr Verkehr zwecks Hintan- . 

haltung der Einschleppung von Tierseuchen in 

das--Bundesgebiet durch Verordnung folgende 

Regelungen treffen: '- -

I, Die Einfuhr und Durchfuhr bestimmter 

Arten der Sendungen kann verboten w.:rden. 

2. Die Zulässigkeit der Einfuhr und Durch­

fuhr kann an eine Bewilligung oder an die 

Beobachtung von velerinarpolizeilichen Anord­

nungl:n _ (zum Beispiel Beibringung von Ur­

sprungszeugnisscn, Gesundhcitszeugnissen. 

_ Kennzeichnung der Tiere) gebunden werden. 

3. Die Einruhr und Durchfuhr kann auf 

bestimmte Eintrittstellen beschrankt werden. 

b e r s t e l  1 u n g 

vorgeschlagener Text 

n§ 4a . (1) Send ungen , d i e ei n- od er durchgef;,jhrt werd en sollen, 

s i nd an d er Eintr1ttstelle nach Maßgabe ei ner g emäß Abs . 2 er­

lassenen Verord nung durch v om Bund eskanzler b e stellte Tierärzte 

als Organe d es Bund eskanzleramtes ( Grenztie rärzte) einer Kon­

trolle zu ��terzi ehen ( Veteri närbehörd liche Gre nzkontrolle) . 

(2) Der B ... nd eska nzler hat d urch Verord n'Jng im Einv ernehoen m i t  

d en Bund es!I1inistern für w irtschaftl iche Angelegenh e iten ,  'für 

Finanze n ,  fUr Land - und Forstwirtsc haft und für öffen tliche Wirt­

schaft und Verkehr soweit d i e s  zur Verh i nderung d er Ein schleppung 

v on T i erse'J('he n in das Bund esgeb iet erforderlich ist , z'..: bestim-

men: 

1. W e lche Send ungen, d i e  ei n_'oder'durchgeführt"werd en sollen , 

a n  d er Ei ntr1ttstelle der v eteri närbehördlichen Grenzkon­

trolle zu unterziehen s i nd; 

2. daß d ie Ei n fuhr und DurChfuhr bestimmter Send ungen verbo ten 

ist; 

3. daß die Zulä ss igke i t  d er Ei nfuhr und Durchfuhr an eine Be-

w i lligung d es Bundeskanzlers oder an die Beibri ngung v on 

v et eri närbehördl ic hen Zeugnissen oder an d ie Feobachtung 

v eteri närpolizeilicher Anordnungen gebund en i st; 

4. auf welc he Ei ntri ttstellen d i e  Ei n fuhr und Durchfuhr kon­

t rollpfl icht 1ger Sendungen b e sc hränkt ist . "  
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. Grmzkontrollgfbührm • .  " ' : . . . 
§ 4b. (I) Für die Durchflihrung der tierärzt­

lichen Grenzkontrolle haben der Absender und 
der Empränger alS Gesamtschuldner eine Ge­
bühr zu entrichten (Grenzkontrollgebühr). Die 
Höhe der Gebühr wird vom Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz im Einverneh­
.men mit dem Bundesminister für Finanzen durch 

• Verordnung festgestellt. Sie darf je Tier den 
Betrag von 200 S und je 100 kg anderer 

Sendungen. den Bet rag \'on I UO S nicht über-' 
steigen. 

Ein- und Dun:hfuh"erbote und BeschrinJumgen. 
§ 5. (1) Ist in einem nicht zum Gehunpgebieie . 

dieses Gesetzes gehörenden Lande eine Tier­
seuche ausgebrochen und ihre Verschleppung in 
das diesseitige Gebiet zu besorgen, so kann der 
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
�chutz die Ein- und Durchfuhr aller aus jenem 
lande stammenden oder durch dessen Gebiet 
geführten Tiere, tierischen Rohstoffe und ande­
ren Gegenstände, welche Träger .des An­
steckungsstoffes sein können, verbieten oder 
beschränken. ., .'.' 

fehlt 

• 

- 2 -

vorgeschlagener Text 

§ "b. (n Für die Durchrührung der tirrärzt­
lichen Grenzkontrolle haben der Ab�ender und 
der Emprängcr alS Gesamtschuldner eine Ge­
bühr zu entrichten (Grenzkontrollgebtihr). Dir 
Höhe der Gebühr wird vom Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Finanzen durch 

. Verordnung festgestellt. Sie darf je Tier den 
Betra� von "QO S und je 100 kg anderer 

I 
Se�dungen, den Bet rag von,.OO S nicht über­
steIgen. 

,, § 5.(1) Ist im Ausland ei ne Tierse uche ausgebrochen , so kann d e r  

Bund eskanzler , sowe i t  d ies zur Verh i nd erung der Einschleppung i n  
d as bund esgeb i et er forderl ich ist, d i e  Ei nfuhr .und DurChfuhr v on 

T i eren ,  t i er ischen Produkten und and eren Gegenstä�d en , d i e Träper 

des Ansteckungsstot'fes sein können, ver b i eten oder beschrä:lken." 

,, § 10a. ( 1 ) R i nd er, d i e  in Verkehr gebracht werd en , sind vom Be­

.s i tzer d urch Ohrmarken zu kennzeichnen • 

(2) Di e Kennzeichnung nach Aba. 1 ent fäll t ,  wenn d i e  Tiere ei ne 

amtl iche oder v on einer anerkannten Lela tungskontrollorganisation 

ei ngezogene Lebensnummernmarke aufweisen. 

(3) Die v om Bundeskan zleramt au fgel egte n  Ohrmarken s i nd durch d i e  
I Bezi r ksverwal tungsbehörde gegen Ersatz d er Ko sten an d i e  Ti erbe­

s i tzer abzugeben." 
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geltender Test 

fehlt 

Impfstorre, Heilmittel ete. -. • 

§ 11. (I) Die Vorschriften Uber die Eruugung. 
die InverkehrselZung. den Venrieb, die Haltung 
und Verwendung von Impfstorren welche zur 
Vorbeugung. Erkennung oder Bekämpfung von 
TIerseuchen bestimmt sind, werden im Ver­
ordnungswege erlassen. 

(2) Tlerimpfungen dUrfen jedbch nur von Tier­

ärzten v.orgenommen werden. . 

(3) Die Einfuhr von Tlerimpfstorren und Erre­
gern von TIerkrankheiten, ferner die Einfuhr von 
Arzneimitteln, Arzneizubereitungen und Des­
infektionsmilleln, die fUr veterinärmedizinische 
Zwecke verwendet werden sollen, bedarf der 
Bewilligung durch den Bundesminister rur Ge-
sundheit" und UmweltSchutz: - .• • ' ' .: 

(4) Die Bewilligung kann eneilt werden: 
a) rur Tlerimpfstorre, wenn ein Gutachten der 

Bundesanstalt rur Tlerseuchenbekämpfung 
ergibt, daß sie wirksam und schädliche 
Wirkungen -mit ihrer Anwendung nicht 
verbunden sind; 

b) für Erreger von TierJcrankheiten, wenn mit 
Sicherheit ausgeschlossen werden kann, 
daß durch ihre Einfuhr der einheimi­
sche TierbeSland gefahrdet wird; 

- 3 -

vorgeschlagener Text 

,,§ l1a. (1) Wiederkiber, Einh\.:fer und S<:'hwci!1e S!::d vor je:- Aus-
fuhr in das Ausland durch vom Bundeskanzler hiefür ermäch�igte 
Tierärzte zu untersuchen. Uber das Er�eb 
der Tierarz t ein Zeugnis auszustellen. 

(2) F'ür die Untersuchung der Tiere und das Ausstellen des Zeug­

nisses hat der Versender die entstandenen Kosten zu entrichten. 

§ 4b Abs. 4 und 5 sind anzuwenden. 

(3) Der Bundeskanzler kann über die vorzunehmenden Untersuchungen 

und den Inhalt der Ze ugnisse gemäß A bs. 1 Verwal tungsübereinko m­

men mit der obersten VeterinärverwaJ.tung d'es Bestimmungslandes 

oder mit dC!1 zuständigen Organen internat ionaler Organisationen 

abSChließen." 

"§12. (1) Tierimpfungen dürfen nur mit zugelassenen ImDfstoffen 

und nur durch Tierärzte vorgenommen werden. Der Bundeskanzler 

kann im Falle des § 1 2  Z 1 und 2 des Arzneimitt elgesetzes, BGBI. 

Nr. 185/1983. die Anwendung eines nichtzugelassenen Tierimpf­

stoffes bewilligen. 

(2) D ie beabsichtigte vorbeugende Impfung gegen Tierseuchen land­

wirtschaf tlicher Nutztiere und Sportpferde ist der Bezirksverwal­

tungsbehörde anzuzeigen. Mese hat die Impfung zu untersagen, 

wenn dagegen seuchenhygienische Bedenken besteh en. 

. (3) Uber die in einem Kalenderjahr durchgeführten SchutZimpfungen 

von Tieren jeder Art haben die Tierärzte bis 30. Juni des darauf­

folgenden Jahres die Zahl der geimpften Tiere nach Tierart und 

die Art des verwendeten Impfstoffes der Bezirksverwaltungsbehörde 

z u  melden. 

(4) Die Einfuhr von Tierimpfstoffen, Erregern von Tierkrankheiten 

oder Teilen solcher Erreger und die Einfuhr von Arzneimitteln, 

die für veterinärmedizinische Zwecke verwendet werden sollen, be­

darf nach Maß gabe der Abs. 5, 6 und 7 der Bewillig'Jng des Bundes­

knn ziers. 
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geltender Text 

c )  rur Anncimittel, Anneizubertltungen uno 
Desinrektionsmittel, die für veterinännedi­

'zinische Zwecke verwendet werden sollen, 
wenn diese Waren den Bestimmungen des 
Gesetzes vom 18. Dezember 1906, be­
treffend die Regelung des Apothekenwe­
sens. RGBI. Nr. 5/1901, der Apotheken­
betriebsordnung. BGBI. 11 Nr. 111/1934, 
und der Spezialitätenordnung, BGBI. Nr, 
99/1941, in der jeweils gehenden Fassung, 
entsprechen. 

(S) Der Vertrieb von Anneimitteln oder Annei­
zubereitungen, welche die Gesundheit der Tiere 
nachteilig zu becinnussen geeignet oder die nach 
ihrer Zusammensetzung wertlos sind, weiten der 
Vertrieb solcher Millel, die aus Grilnden der 
Tieneuchenbekämprung bedenklich encheinen, 
kann vom Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz im Einvemelunen mit dem Bun­
desminister rur Handel, Gewerbe und Industrie 
verboten werden. 

(6) Unter den gleichen Voraussetzungen 'kann 
vom Bundesminister rur Gesundheit und Um­
weltschutz im Einvemelunen mit dem Bundes­
minister rur Handel, Gewerbe und Industrie der 
Vertrieb von Kräftigungs- und Stärkungsmitteln 
jeder Art und von diätetischen Mitteln, die aus 
organischen oder anorganischen Stoffen her­
gestellt sind, verboten werden. 

,{, 
§ 15a. Zur Verhinderung von Tieneuchen 

kann der Bundesminister ror Gesundheit und 
Umweltschutz durch Verordnur1g Vorschriften 
über die Beschränkung der Verfütterung von 
Schlachtabr.illen und Speiseresten e�lassen. 

- 4 -
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(5 ) '
D�e Bew ill i gung ist zu erteilen 
1. charg enwe ise für Ti erimpfsto ffe, wenn ei n Gutar.hten der 

Bundesanst alt für Ti erse uchenbekämpfung erg ibt, daß sie w irk­

sam und schädl iche Wirkungen m i t  i hrer Anwe ndung n i c ht v erbun­

de n s i nd und sie  entweder nach d em Arzneim i tt elgesetz zugel as­

sen s i nd bzw .  als zugel assen gelten oder gemäß Ab s .  1 bewil­

l i gt worde n si nd; 

2. für Erreger v on Tierkrankheiten oder T e ilen solcher Er­

reger , wenn e i ne Gefährdung des i nländ isc hen T i erbestandes 

dam i t  n i c ht verbunden ist; 

3 .  für Arzneim itt el. d i e für veteri närmed1zi ni sc he Zwecke 

v erwend et werden sollen, wenn d iese Waren d em Arzneim it­

telgesetz od er dem Arzneibuc h entspreChen. 

(6) Di e Be wi l l igung 1st ni c ht erford erl ich für veteri närmed izi­

n i sche Arzneispezialitäten, die gem'äB d em Arz neimittelgesetz zu­

gelasse n  si nd, wenn bei d er Ei nfuhr d i e  Zul assung durch Vorl aee 

des Zul assu ngsbesc h e ides nachgewiesen w i rd. 

(7) Abs. 6 g ilt n icht für z ugel assene b i ogene Veteri närarzne i­

spezi al itäten. 

n§ ISa, (1) Speisereste aus Flugzeugen, Speisewagen und Sch iffs­

küche n dürfe n n i cht v erfüttert werden. Si e si nd und Aufsi c ht d er 

'Bez irksve�w altungsb e hörde sch ad los z u  beseit i gen. 

(2) Zur Verh i nderung v on Tierse�c hen kann der Bund eskanzler durc h 

Verordnung V orschr i ften über d i e  Besc hränkung der Verfütterung 

von Schlacht abfälle n  und Spe iserest en erl assen. In d i eser Verord­

nung kann auc h f'ür das Verfüt tern v on Sc hl ac htabfäll en und Spe i­

serest e n  an Klauenti ere ei ne Bew i l l i gung des Landeshau ptmannes 

vorgesehe n  werde n . "  
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§ 16. Anzeigepnichtige Seuchen sind: 

I. Maul- und Klauenseuche; 

2. Milzbrand. Rauschbrand. Wild- und Rin-

derseuche; 
• 

3. lungenseuche der Rinder;' 
4. Rotz; 
S. pockc:nseuche der Schafe; 

6. Beschälseuche und Bläschenausschlag der 
Pferde; 

7. Räude der Pferde. Esel: Maultiere und Maul-
esel, dann der Schafe und Ziegen; 

8. Wutkrankheit; 
. 

9. Schweinepest (Klassische Schweinepest); 

10. Rotlauf der Schweine; 
LI. GenOgclcholera und GenOgel pest; 
12. äußerlich erkennbare Tuberkulosc der Rin­

der in jenen Formen, welche im Verord­
nungswege bezeichnet werden. 

D. Afrikanische Schweinepest; 
14. Vesikuläre Virusseuche der Schweine; 
I S. Psittakose. 

(l) Der Bundesminister fUr Gesundheit und 
Umweltschutz hat durch Verordnung die jewei­

ligen Anzeichen .festzustellen, die den Verdacht 

auf eine anzeigepnichtige Tierseuche erkennbar 

machen. '" 

· '  . . 
. .' . Rod.ur der Schweine • . 

§ 44. Beim Ausbruche des Rotlaures der 
Schweine kann die Impfung der geflhrdeten. 
Schweinebestände eines Gehöftes. einer Ort­
schaft oder eines I.!rößeren Gebietes angeordnet 
werden. 

- 5 -
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"1 Q. ansteckende SChweinelähmung; 

entfällt 

entfällt 
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Ltistung einer VergDtung an Stelle der 
Entschidlgung. 

§ 53. In folgenden Fällen ha
,
t eine Entschä�i­

gung zu entfallen und iSl nur eIße VergUtung Iß 
der Höhe des allenfalls erzielten Erlöses rUr die 
veN'(rtbaren Tier'( oder Teile derselben nach 
Abmg aller der Behörde durch �ie Amtshand­
lung erwachsenen Auslagen zu leIsten: 
a) wenn der Besitzer, sein Vertreter oder Bestellter die vorgeschriebene rechtzeitige Anzeige (§§ 17 und 18) Ober den Ausbruch der Seuche oder Ober den Verdacht ihres Bestandes unterlassen hat oder wenn einer dieser Personen sonst eine mit dem frag­lichen Seuchenfalle im sachlichen Zusam­menhange stehende Obertretung der gel­tenden veterinärpolizeilichen Vorschriften zur Last Bill; 

. 

b) wenn der Besitzer, sein Vertreter oder Bestellter zum Ausbruche der Seuche durr.h Einstellung eines kranken oder ver­dächtigen TIeres, dessen kranker oder ver­dächtiger Zustand ihm bekannt war oder bekannt sein mußte, Anlaß gegeben hat; 
c) wenn der Besitur, sein Vertreter oder Be­stellter Gelegenheit haue, die TIere zum Schutze vor der Seuche einer vom Staate oder Lande geförderten Impfung zu unter­ziehen und von dieser Gelegenheit keinen Gebrauch gemacht hat; 
d) wenn die Seuche bei einem Tiere zuerst ausbricht, welches innerhalb einer unter BerUcksichtigung der Eigenschaften der einzelnen Seuchen durch Verordnung fest­zusetzenden Frist aus einem nicht zum Gehungsgebietc dieses Gesetzes gehOriltn Lande eingeruhrt wurde und nicht der Nachweis erbracht wird, daß die Anstek­kung dieses Tieres erst nach dessen Ein­fuhr stattgefunden hat, oder wenn bei einem innerhalb derselben Zeit eingefUhr­

ten TIere nach der Schlachtung auf Grund des Sektionsergebnisses festgestellt wird, 
daß dasselbe bereits zur. Zeit der Ein­bringung mit der Krankheit behaftet sein 
mußte; 

e) wenn - abgesehen von Einhufern _ das 
Tier aus GrUnden, welche mit der frag­
lichen Seuche nicht im Zusammenhange 
stehen und welche auch im Faße des 
Nichtcintrittes des Todes voraussichtlich 
nicht zu beheben geMSen wären, als vom 
menschlichen Genusse ausgeschlossen be­zeichnet werden muß, 

- 6 -
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entfällt 
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Wegfall der EntschldlClll'lg und Verglltunc. 
§ 54. Wenn unter den unter Sperre gesetzten 

oder getöteten Tieren desselben Besitzers innc:f­
halb der nach § 53,lit. d, zu bestimmenden Frist , 
auch nur ein in verbots-oder vorschriftswidriger 
Weise aus einem nicht zum <?eh�ngsgebiete 

leses 
Tier gestanden war, wird demjenigen, den an der 
verbots- beziehungsw�ise vorschriftswidrigen I 
Einbringung -eine Schuld oder Mitschuld trifft, 
für keines der getöteten oder verendeten.Tiere 
irgendeine Entschädigung oder VergOtung ge­
leistet. -

Überlassung der nere (11ertelle) in den Besitzer 
In Stelle der EntschldlgunC bezlehungsrelsc: 

Vergütung. . 

§ 55. (I) Dem Besitzer der getöteten oder ver­
endeten Tiere kann Ober sein Ansuchen an Stelle 
der Entschädigung (§§ 51,52 und 52a)oder Ver­
gütung (§ 53) die Verwertung der genießbar 
befundenen oder technisch verwertbaren Tiere 
oder Teile derselben vom Leiter der Seuchen­
kommission dann Überlassen werden, wenn die 
Verwertung nach Vorschrift erfolgt und ge­
sichert ist, daß dem Staate in den FaUlen der 
§§ 51, 52 und 52a lußer den Kosten der amts­
tierllrztlichen Intervention und der Desinfektion 
keine weiteren, in den Fällen des § 53 Oberhaupt 
keine Auslagen aus der Amtshandlung erwach-
sen. -

(2) In Fällen des § 53 kann eine solche Überlas­
sung auch gegen den Willen des Besitzers Platz 
greifen. 

Ausschluß der staatlichen Entschidigunc 
bel Schlachtlleren. 

§ 57. Auf Tiere, welche sich auf Schlacht­
viehmärkten, in Schlachthöfen und sonstigen 
Schlachtanlagen oder auf dem Wege dahin 
befinden, haben die Bestimmungen dieses Geset­
zes über die auf den Staatsschatz übernommenen 
Leistungen keine Anwendung zu finden und wird 
rur solche Tiere, wenn sie getötet werden oder 
verenden. auch eine Entschädigung nicht ge­
währt; die geschlachteten Tiere sind. wenn deren 
unschädliche Verwertung gesichert ist, dem 
Besitzer nach § 55 zu belassen. 

- 7 -
vorgeschlagener Text 

entfällt 

entfällt 

§ 57. Auf Tiere, welche sich auf Schlacht­viehmärkten, in Schlachthöfen und sonstigen Schlachtanlagen oder auf dem Wege dahin befinden, haben die Bestimmungen dieses Geset­zes über die auf den Staatsschatz übernommenen Leistungen keine Anwendung zu finden und wird rur solche Tiere, wenn sie getötet werden oder verenden, auch eine Entschädigung nicht ge­währt; die geschlachteten Tiere sind, wenn deren unschädliche Verwertung gesichert ist, dem Besitzer zu belassen. 
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UnterstUtzungen beI VIehverlusten durch Milz-
brand und Rauschbl'1lnd. 

. 

§ 60. (I) Den Besitzern von Rindern und Pfer­

den, wekhe an Milzbrand. ferner den Besitzern 

von Rindern. welche an Rauschbl'1lnd verendet 

sind. sollen vom Bundesministerium rur Gesund­

heit und Umweltschutz UntentUtzungen bis zur 

Hälfte des gemeinen Wertes der verendeten Tiere 

gewährt werden. 
(2) Der gemeine Wert ist ohne RUcksicht auf 

die infolge der Seuche eingetretene Wertver­

minderung nach den Bestimmungen des § 5 I fest-

zustellen. 
(3) In den Fällen der §§ S3 und S4 ist die 

Gewährung von UnterstUllungen ausgeschlos-

sen. 

Kosten. die dem Staate, den Gemeinden und dem 
lirrbtsitzer zur lAst fallen. 

§ 61. (I) Der Bund tr5gt die Kosten 

a) der Übe��chung oder Sperrung der Gren­

ze gegen das Ausland; 

b) der Revision der lierbestände in den 

Grenzgebieten bei drohender Seuchenge-

fahr; 
. 

c) der Maßnahmen zur Feststellung von Tier­
seuchen; 

d) der behördlich . angeordneten . Unter· 
suchungen in Untersuchungsanstalten der· 

Bundesstaatlichen Veterinärverwaltung; 

e) der behördlich angeordneten Kennzeich­

nung der Tiere; 
f) der von der zuständigen Behörde ange­

ordneten Schutzimpfungen; 

gi der Desinfektion mit Ausnahme der Hand· 

und Zugdienste; 
h) der nach Maßgabe der §§ 48 bis 60 zu 

leistenden Entschädigungen und gewähr. 

ten Unterstützungen; 

i) der nach Maßgabe des § 42 gewährten 

Primien; 
j) der Vergütung filr die gemäß § 2abestellteri 

Tierärzte und ihre Hinterbliebenen. 

- 8 -
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entfällt 

e) der behördlich angeordneten Kennzcich­
nung derTlerc;'gemäß § 7 Aba. 2" 
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Straf.onthrUtrn. 
§ 63. ( I )  Wer 
a) es unterläGt. eine Anzeige zu entanrn, die 

ihm nach diesem .Bundesgesetz oder nach 

lassenen Anordnungen obliegt; oder 
b) bei Ausstellung von Tierpässen oder Ur­

sprungsbescheinigungen die Unwahrheit 
beZEUgt; oder 

c) den Vonchriften der §§ 7, 8, 9, 10, 1 1, 1 2. 
13. 14, 1 5. I Sa. 19. 20. 22. 24. 3 1a, 32 und 
42 Abs I lit. a bis f oder den auf Grund 
dieser Bestimmungen erlassenen Anord­
nungen zuwiderhandelt; oder 

d )  den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlas­
senen Anordnungen über Schutzimpfun­
gen zuwiderhandelt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrafe bis zu 30.000 S. im Falle der Unein­
bringlichkeit mit Arrest bis zu drei Wochen zu 
bestrafen. 

(2) Wer die in Abs. I angeführten Verwal­
tungsüben�tungen aus Fahrlässigkeit begeht, 
ist mit Geldstrafe bis zu 10.000 S, im Falle der 
Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zehn Tagen 
zu bestrafen. 

§ 64. Wer den sonstigen in diesem Bundes­

gesetz enthaltenen oder auf .<:irund desselben 

erlassenen Anordnungen . ZUWIderhandelt, 
.
be­

geht eine VerwahungsUbenretung .
'Und WI�, 

soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt,. mIt 

Arrest bis zu drei Monaten oder an Geld bIS zu 
30.000 S bestraft, ' 

§ 65. Wer den auf Grund des , 5 erlassenen Anordnungen 
zuwiderhandelt, wird wegen Vergebens mit Attest von einer 
Woche bis zu sechs Monaten oder an Geld bis zu 15.000 S 
bestraft. 

- 9 -
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§ 63. (I) Wer 
a)  es unterläGt, eine Anzeige zu entallen, die 

ihm nach diesem Bundesgesetz oder nach 
den auf Grund dieses 
lassenen Anordnungen obliegt; oder 

b) bei Ausstellung von Tierpässen oder Ur­
sprungsbeschcini,ungen die Unwahrheit 
bezeugt; oder 

c) dc:n Vonchriften der §§ 7, 8, 9, 10, 1 1 , 1 2, 
1 3, 14, 1 5, I Sa, 19, 20. 22, 24, 3 1a, 32 und 
42 Abs 1 lit. a bis f oder den auf Grund 
dieser Bestimmunaen erlassenen Anord­
nungen zuwiderhandelt; oder 

d) den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlas­
senen Anordnungen über Schutzimpfun­
gc:n zuwiderhandelt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrnfe bis zuQo.OOO S. im Falle der Unein­
bringlichkeit mit Arrest bis zu drei Wochen zu 
bestrafc:n. 

(2) Wer die in Abs. 1 anaeführten Verwal­
tungsübertretungen a�.l!hrlässigkeit begeht. 
ist mit Geldstrafe bis zu-Al'.OOO S, im Falle der 
Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zehn Tagen 
zu bestrnfen. 

§ 64. Wer den sonstigen in diesem Bundes­
gesetz enthaltenen oder auf Grund desselben 
erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt, be­
geht eine VerwaltungsUbenretung lind wird, 

soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, mit 
Arrest bis zu drei Monaten oder an Geld bis zu 

&.000 S bestraft. . • .  

ent fällt 
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§ 1. (I) Unter die anzeigepOichtige� Seuchen 

im Sinne des § 16 des Qcsetzes, betreffend die 

Abwehr und Tilgung von lierseuchen, RGßI. 

Nr. 177/1909, werden folgende ansteckende 

Bienenkrankheiten eingereiht: 

I. Die ansteckenden Brutkrankheiten. 

2. Die Nosemakrankheit bei seuchenartigem 

Auftreten. 
3. Die Mil�nseuche. 
,,,, A •• ,. .. : ... .... n: - - - - •. -- - . , t • • • . • •  

(3) Die Belehrung Ober die Erscheinungen, 

welche den Verdacht einer der genannten an­

steckenden Bienenkrankheiten erregen, sowie 

über die zur Tilgung und Verhinderung der 

Weiterverbreitung dieser Krankheiten in Be­

tracht kommenden Maßnahmen ist in der Bei-

lage enthalten. 

\ § 6. Die Reinigung und Oesinr�ktion ist nach 

den bei den einzelnen anzeigepOichtigen an­

steckenden Bienenkrankheiten in der Belehrung '  

. (§ I ,  Absatz 3) angeführten Grundsätzen sorg-

fahig durchzuführen. 

§ 10. (I) Wenn bei nugbarem Wetter iMer­

halb einer Frist von zwei Monaten seit Durch­

führung (Jer angeordneteR \'tterinärpolizeilichen 

Maßnahmen und Beendigung der vorschrifts­

mäßigen Reinigung und Desinfektion weitere 

Erkrankungen nicht vorgekommen sind. hat die 

Schlußrevision zu erfolgen. . 

- 1 0  -
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Verordnung 
betreffend die Abwehr und Tilgung der an­

steckenden Krankheiten der Bienen 

"3. Di e d ur ch Ac arapies Wood i und d i e  durch Var roa Jacob soni her­

v orger ufe nen Milbe:1seuchen der Bi enen ( Mi lb enseuc he ) . " 

ent fällt 

" § 6 .  Di e Re i ni gung und ' De s infekt i on ist nac h d em  behördl i c h  ange­

ord net en Ve r f ahren v om Bes it'zer d e r  befallenen Bi e nenvölker vorzu-

nehm en . "  

§ 10. (I) Wenn bei nugbarem Wetter inner­
halb einer Frist von zwei Monaten seit Durch­
führung der angeordneten.veterinärpolizeilichen 

Maßnahmen und Beendigung der vorschrifts­

mäßigen ReiniRuntz und Desinfektion weitere 

Erkrankungen nicht vorgekommen sind. hat die 
Schlußrevision zu erl2!gen. .' 

" Das Ve r b r i ngen v on Bi enen aus ei n em w egen d es Be f all e s  m i t  Var r o a  

Jacobso n i  gespe r r t en Be s t and i s t  v o n  d e r  Be z i rksv erwal tungsb ehörd e 

z u  gest att e n , wenn d agegen k e i ne se uchenhyg i e ni sc hen Bedenken b e-

s t ehe n . "  
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